
 
 
Herausgeber:  Bürgermeister der Stadt Oer-Erkenschwick – Hausdruck – 
Bezug: Das Amtsblatt ist kostenlos während der Öffnungszeiten im Rathaus, Rathausplatz 1, erhältlich. 

Es ist außerdem im Internet unter www.oer-erkenschwick.de abruf- und abonnierbar oder kann 
gegen eine Jahreskostengebühr von 40,00 € zugesandt werden. Anforderungen nimmt die 
Stadt Oer-Erkenschwick – FD 1.2.1/13 – unter Tel. (02368) 691-284 entgegen.  

 

 

 

Amtsblatt 
der Stadt Oer-Erkenschwick 

 

56.Jahrgang  Nr. 08                              25.05.2021 

 
Inhalt: 
 
 
 
1. Bekanntmachung über die Feststellung des Nachfolgers der Ratsvertreterin Regine 

Weigandt 
 
2. Hauptsatzung der Stadt Oer-Erkenschwick 
 
3. Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Oer-Erkenschwick  
 
4.  Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 

Inanspruchnahme der im Stadtgebiet Oer-Erkenschwick bestehenden offenen 
Ganztagsschulen im Primarbereich  

  

  



2 
 
 

   
 1.  Bekanntmachung über die Feststellung des Nachfolgers der   
            Ratsvertreterin Regine Weigandt 
 
 
Frau Regine Weigandt hat durch schriftliche Erklärung beim Bürgermeister der Stadt Oer-
Erkenschwick ihr Mandat als Ratsvertreterin niedergelegt. 
 
Der Bürgermeister hat am 19.05.2021 Herrn Josef Oeinck als Nachfolger für Frau Regine 
Weigandt  aus der Reserveliste festgestellt. 
 
Gegen die Gültigkeit der Feststellung können 
 
 jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 

die für das Wahlgebiet zuständige Leitung der Parteien und Wählergruppen, die 
an der Wahl teilgenommen haben, sowie 

 die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses Einspruch erheben, wenn 
sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl gemäß § 45 des Gesetzes über die 
Kommunalwahlen im Lande NW in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV.NRW.S.454), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 3 ÄndG vom 08.09.2015 (GV.NRW. 
S.666) für erforderlich halten. Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Stadt Oer-Erkenschwick 
schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Gegen die von der Wahlbehörde bei der Vorbereitung der Wahl oder bei der Wahlhandlung 
getroffene Entscheidung kann Einspruch eingelegt werden, um eine Entscheidung über die 
Gültigkeit der Wahl gem. § 40 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz herbeizuführen. 
 
Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Oer-Erkenschwick, 25.05.2021 
 
 
 
Wewers 
Bürgermeister 
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 2.   Hauptsatzung der Stadt Oer-Erkenschwick 
 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NW.S.666/SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. 
September 2020 (GV.NW.S. 916) hat der Rat der Stadt Oer-Erkenschwick am 22.04.2021 
der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder die folgende Hauptsatzung 
beschlossen: 
 
Die Funktionsbezeichnungen dieser Hauptsatzung werden entsprechend § 12 GO NW in 
weiblicher oder männlicher Form geführt. 

 
§ 1 

Name, Bezeichnung, Gebiet 
 
(1) Die Gemeinde Oer-Erkenschwick wurde durch das Gesetz des Landes Preußen über 

die Neuregelung der kommunalen Grenzen im rheinisch-westfälischen Industriegebiet 
vom 26.02.1926 in ihrer heutigen Ausdehnung gebildet. Durch Kabinettbeschluss der 
Landesregierung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 17.02.1953 wurde ihr die 
Bezeichnung "Stadt" verliehen. 

 
(2) Das Stadtgebiet umfasst 3.877 Hektar. 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Siegel 

 
(1) Der Stadt Oer-Erkenschwick ist durch Erlass des Oberpräsidenten der Provinz 

 Westfalen vom 07.09.1937 das Recht zur Führung eines Wappens verliehen worden. 
Das Wappenschild ist durch einen in blau und silber im Spitzenschnitt geteilten 
Schrägrechtsbalken (das alte Wappen des Freiherrn von Oer) geteilt, das obere Feld 
in gold ist mit schwarzem Schlägel und Eisen, das untere Feld in schwarz mit einem 
goldenen Eichenblatt belegt. 

 
(2) Die Stadt Oer-Erkenschwick führt in ihrem Handsiegel das Stadtwappen. Es 

entspricht in der Ausführung dem dieser Satzung beigedruckten Siegel. 
 
(3) Die Flagge der Stadt Oer-Erkenschwick zeigt die Farben Schwarz-Rot. Der obere Teil 

der Flagge führt das Stadtwappen auf gelben Grund. 
 

§ 3  
Gleichstellung der Geschlechter 

 
(1) Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte. 
 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der 

Gemeinde mit, die die Belange von Frauen und diversgeschlechtlicher Menschen 
berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter und die 
Anerkennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesellschaft haben. Dies sind 
insbesondere soziale, organisatorische und personelle Maßnahmen, einschließlich 
Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren und Vorstellungsgespräche; die 
Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei der Erstellung und Änderung des 
Gleichstellungsplanes sowie bei der Erstellung des Berichts über die Umsetzung des 
Gleichstellungsplanes mit. 

 
(3) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte über geplante 

Maßnahmen gemäß Abs. 2 rechtzeitig und umfassend.  
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(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Beratungsgegenstände ihres 

Aufgabenbereiches behandelt werden, an Sitzungen des Verwaltungsvorstandes, des 
Rates und seiner Ausschüsse teilnehmen. 

 
Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches unterrichten. Hierüber ist der 
Bürgermeister vorab zu informieren. 

 
Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine Angelegenheit des 
Aufgabenbereiches der Gleichstellungsbeauftragten ist, obliegt dem Bürgermeister 
bzw. bei Ausschusssitzungen dem Ausschussvorsitzenden. 

 
(5) Die Vorlagen und Vorinformationen zu Beratungsgegenständen, die den übrigen Rats- 

bzw. Ausschussmitgliedern zugesandt werden, sind spätestens gleichzeitig auch der 
Gleichstellungsbeauftragten zuzuleiten, sofern Angelegenheiten ihres Aufgaben-
bereiches in Frage stehen. 

 
(6) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich 

berühren, den Beschlussvorlagen des Bürgermeisters widersprechen; in diesem Fall 
hat der Bürgermeister den Rat zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch und 
seine wesentlichen Gründe hinzuweisen. 

 
§ 4  

Unterrichtung der Einwohner 
 
(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt zu 

 unterrichten. Die Unterrichtung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und 
Weise der Unterrichtung 

 
 a) Hinweis in der örtlichen Presse 
 b) schriftliche Unterrichtung aller Haushalte 
 c) Durchführung besonderer Informationsveranstaltungen 
 d) Abhaltung von Einwohnerversammlungen 
 
 entscheidet der Rat von Fall zu Fall. 
 
(2) Eine Einwohnerversammlungen soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um 

Planungen oder Vorhaben handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt 
unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder die mit erheblichen Auswirkungen für 
eine Vielzahl von Einwohnern verbunden sind. Einwohnerversammlungen entfallen, 
wenn eine Bürgerbeteiligung in gleicher Angelegenheit nach § 3 BauGB oder 
anderen gesetzlichen Vorschriften vorgeschrieben ist. Die Einwohnerversammlung 
kann auf Teile des Stadtgebietes beschränkt werden. 

 
(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so setzt 

der Bürgermeister Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwohner durch 
öffentliche Bekanntmachung ein. Die in der Geschäftsordnung für die Einberufung 
des Rates festgelegten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der Bürgermeister führt 
den Vorsitz in der Versammlung. Zu Beginn der Versammlung unterrichtet der 
Bürgermeister oder ein von ihm Beauftragter die Einwohner über Grundlagen, Ziele, 
Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. des Vorhabens. Anschließend haben 
die Einwohner Gelegenheit, sich zu den Ausführungen zu äußern und sie mit den 
anwesenden Ratsmitgliedern und dem Bürgermeister zu erörtern. Eine 
Beschlussfassung findet nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis der Einwohner in 
seiner nächsten Sitzung zu unterrichten. 

 
(4) Die dem Bürgermeister aufgrund der Geschäftsordnung obliegende 

Unterrichtungspflicht bleibt unberührt. 
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§ 5 
Anregungen und Beschwerden 

 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen oder Beschwerden an den Rat zu wenden. Anregungen und 
Beschwerden  müssen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der 
Stadt Oer-Erkenschwick fallen. 

 
(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Oer-

Erkenschwick fallen, sind vom Bürgermeister ohne Prüfung an die zuständige Stelle 
weiterzuleiten. Die Antragsteller hierüber zu unterrichten. 

 
(3) Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, 

Erklärungen, Ansichten usw.) sind ohne Beratung von der Bürgermeisterin / dem 
Bürgermeister  zurückzugeben. 

 
(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden im Sinne von Abs. 1 bestimmt 

der Rat den Haupt-, Finanz- und Personalausschuss. 
 
(5) Der für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden nach Abs. 4 zuständige 

Ausschuss hat diese inhaltlich zu prüfen. Soweit er sich nicht als unzuständig für eine 
Beratung erklärt, überweist er sie - sofern er nicht selbst entscheidungsberechtigt ist - 
an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er 
Empfehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung berechtigte Stelle nicht 
gebunden ist. 

 
(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegenstand 

einer Anregung oder Beschwerde bildet, an sich zu ziehen, (§ 41 Abs. 2, 3 GO NW) 
bleibt unberührt. 

 
(7) Von einer Prüfung der Anregungen und Beschwerden soll abgesehen werden: 
 
 a) wenn sie sich gegen Verwaltungshandlungen richtet, gegen die Rechtsmittel 

oder Rechtsbehelfe eingelegt werden können, 
 
 b) wenn ihr Inhalt einen Straftatbestand erfüllt, 
 
 c) wenn gegenüber bereits geprüften Anregungen und Beschwerden kein neues 

Sachvorbringen vorliegt. 
 
(8) Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach Abs. 4 zuständigen 

Ausschusses durch den Bürgermeister zu unterrichten. 
 

§ 6  
Integrationsrat 

 
(1) Es wird ein Integrationsrat im Sinne des § 27 Absatz 1 Satz 2 der GO NRW mit 15 

Mitgliedern eingerichtet, der aus zehn gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1GO NRW direkt 
gewählten Mitgliedern und fünf gemäß § 27 Abs. 2 Satz 3 GO NRW vom Rat 
bestellten Ratsmitgliedern besteht. 

 
(2) Anregungen und Stellungnahmen des Integrationsrates sind schriftlich beim 

Bürgermeister  einzureichen. Die zuständigen Gremien haben sich innerhalb von drei 
Monaten damit zu befassen. 

 
§ 7  

Bezeichnung der Stadtvertreter und Anzahl der Ratsmitglieder 
 
(1) Der Rat führt die Bezeichnung „Rat der Stadt Oer-Erkenschwick“. 
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(2) Die Mitglieder des Rates führen die Bezeichnung „Ratsmitglied“. 
 
(3) Die Zahl der zu wählenden Ratsmitglieder für die Kommunalwahlperioden wird gem. 

§ 3 Abs. 2 KWahlG auf 40 festgelegt.  
 

§ 8  
Dringliche Entscheidungen 

 
Dringliche Entscheidungen des Hauptausschusses oder des Bürgermeisters mit einem 
Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO) bedürfen der Schriftform. 
 

§ 9  
Ausschüsse 

 
(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse - außer den in der Gemeindeordnung oder in 

anderen gesetzlichen Vorschriften vorgeschriebenen Ausschüssen - gebildet werden. 
Die Zahl der stimmberechtigten Ausschussmitglieder soll ungerade sein. 

 
(2) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine Richtlinien aufstellen. Diese 

sind als Anlage zur Hauptsatzung zu nehmen. 
 
(3) Die Aufgaben des Finanzausschusses werden vom Hauptausschuss 

wahrgenommen. Dieser führt die Bezeichnung "Haupt-, Finanz- und 
Personalausschuss". 

 
(4) Die Aufgaben des Denkmalschutzes werden vom Ausschuss für Stadtentwicklung 

und Wirtschaftsförderung wahrgenommen. An der Beratung über Aufgaben nach dem 
DSchG. können zusätzlich für die Denkmalpflege sachverständige Bürger mit 
beratender Stimme teilnehmen. 

 
§ 10  

Haupt- Finanz- und Personalausschuss 
 
(1) Er ist zuständig, Geldforderungen der Stadt von über 25.000,00 € zu erlassen oder 

niederzuschlagen und über 50.000,00 €  zu stunden. 
 
(2) Er verfügt über Gemeindevermögen bei einem Verkehrswert von über 50.000,00 € 

bis zu 125.000,00 €. 
 

§ 11  
Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 

  
(1) Der Bürgermeister trifft die dienst- und arbeitsrechtlichen Entscheidungen, soweit 

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.  

(2) Entscheidungen, die das beamtenrechtliche Grundverhältnis oder das 
Arbeitsverhältnis eines Bediensteten in Führungsfunktion zur Gemeinde verändern, 
sind durch den Rat im Einvernehmen mit dem Bürgermeister zu treffen. Kommt ein 
Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder die Entscheidung treffen.  

 
 Bedienstete in Führungsfunktionen sind Leiter von Organisationseinheiten, die dem 
Hauptverwaltungsbeamten oder einem anderen Wahlbeamten oder diesem in der 
Führungsfunktion vergleichbaren Bediensteten unmittelbar unterstehen, mit 
Ausnahme von Bediensteten mit Aufgaben eines persönlichen Referenten oder 
Pressereferenten 

 
(3)  Bei Entscheidungen des Rates nach Abs. 2 stimmt der Bürgermeister nicht mit.  
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(4)   Erfolgt keine Entscheidung nach Abs. 2 S. 1 gilt Abs. 1.  
 

§ 12  
Aufwandsentschädigung 

 
(1) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines 

monatlichen Pauschalbetrages nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung 
(EntschVO). 

 
(2) Stellvertretende Bürgermeister nach § 67 Abs. 1 GO und Fraktionsvorsitzende - bei 

Fraktionen mit mindestens acht Mitgliedern auch ein stellvertretender 
Vorsitzender/eine stellvertretende Vorsitzende, mit mindestens 16 Mitgliedern auch 2 
stellvertretende Vorsitzende und mit mindestens 24 Mitgliedern auch 3 
stellvertretende Vorsitzende - erhalten neben den Entschädigungen gemäß Abs. 1 
eine zusätzliche Aufwandsentschädigung nach Maßgabe der EntschVO. 

 
(3) Von der Regelung, wonach Vorsitzende von Ausschüssen des Rates grundsätzlich 

eine zusätzliche Aufwandsentschädigung nach § 46 Satz 1 Nr. 2 GO NRW i.V.m. § 3 
Abs. 1 Nr. 6 EntschVO erhalten, werden gemäß § 46 Satz 2 GO NRW folgende 
weitere Ausschüsse ausgenommen: 

 
 1. Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung 
 2. Ausschuss für Schule, Kultur, Sport u. Soziales 
 3. Jugendhilfeausschuss 
 4. Rechnungsprüfungsausschuss 
  
(4) Die im Rat gebildeten Fraktionen erhalten für ihre Geschäftsführung gem. § 56 Abs. 3 

GO NW einen jährlichen Grundbetrag von 600,00 € sowie jährlich je Fraktionsmitglied 
eine Zuwendung in Höhe von 850,00 €. 

 
(5) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhalten für die Teilnahme an 

Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung (EntschVO).  

 
(6) Für die Teilnahme an Ausschusssitzungen erhalten beratende Ausschussmitglieder 

und die zur Beratung Berufenen ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung (EntschVO). 

 
(7) Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld bezahlt wird, wird auf 

acht Sitzungen im Jahr beschränkt. Bei mehreren Sitzungen an einem Tag wird das 
Sitzungsgeld nur einmal gewährt. 

 
(8)       Hat das Land NRW gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung besonderer 

Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemischen Lage von landesweiter 
Tragweite diese festgestellt, können Online-Fraktionssitzungen durchgeführt werde, 
für die Sitzungsgeld gewährt wird. Diese müssen den üblichen Ladungsmodalitäten 
von Präsenzfraktionssitzungen entsprechen. Die Teilnehmer*innen einer Online-
Fraktionssitzung sind zu Beginn der Sitzung ordnungsgemäß vom Vorsitzenden oder 
der Geschäftsführung durch Aufruf festzustellen und schriftlich festzuhalten. 

 
§ 13  

Verdienstausfallersatz 
 
Ratsmitglieder und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls. 
Der Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit 
berechnet, wobei die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. 
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Der Anspruch wird wie folgt abgegolten: 
 
a) Alle Ratsmitglieder und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei 

denn, dass sie ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der 
Regelstundensatz wird auf 10,00 €  festgesetzt. 

 
b) Unselbstständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz übersteigende 

Verdienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, zum Beispiel durch Vorlage einer 
Bescheinigung des Arbeitgebers, ersetzt. Eine Direktabrechnung mit dem Arbeitgeber 
kann von Fall zu Fall vereinbart werden. 

 
c) Selbstständige können eine individuelle Verdienstausfallpauschale je Stunden 

erhalten, sofern sie einen den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall glaubhaft 
machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die 
Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert 
wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und nicht oder 

weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der 
mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens den Regelstundensatz. 
Auf Antrag werden statt des Regelstundensatzes die notwendigen Kosten für eine 
Vertretung im Haushalt ersetzt. 

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 

aufgrund der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, 
werden auf Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kosten erstattet. 
Kinderbetreuungskosten werden nicht erstattet bei Kindern, die das 14. Lebensjahr 
vollendet haben, es sei denn, besondere Umstände des Einzelfalles werden 
glaubhaft nachgewiesen. 

 
f) In keinem Fall darf der Verdienstausfall den Betrag von 22,00 € je Stunde 

überschreiten. 
 
g) Der Einsatz des Verdienstausfalls wird von Montag bis Freitag einer jeden Woche auf 

die Zeit bis 19.00 Uhr und am Sonnabend auf die Zeit bis 13.00 Uhr, höchstens 
jedoch auf 8 Stunden je Tag, beschränkt, sofern nicht im Einzelfall eine abweichende 
regelmäßige Arbeitszeit glaubhaft gemacht wird. 

 
§ 14  

Bürgermeister 
 
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des Rates als auf den 

 Bürgermeister übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einen Ausschuss für einen 
bestimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die Entscheidung 
vorbehält. 

 
(2) Der Bürgermeister hat nach pflichtgemäßem Ermessen darüber zu entscheiden, 

welche Angelegenheiten als Geschäfte der laufenden Verwaltung anzusehen sind. 
 
(3) Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung zählen insbesondere: 
 
 3.1 die Vergabe von Aufträgen aus dem Bereich des gesamten Haushalts, wenn 

entsprechende Mittel im Haushaltsplan zur Verfügung stehen; 
 
 3.2 der Erlass und die Niederschlagung von Geldforderungen der Stadt bis zu 

einem Betrag von 25.000,00 € 
 
 3.3 die Stundung von Geldforderungen der Stadt bis zu einem Betrag von 

50.000,00 €; 
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 3.4 die Verfügung über Gemeindevermögen bis zu einem Verkehrswert von 
50.000,00 €; 

 
 3.5 die Genehmigung unerheblicher über- und außerplanmäßiger Ausgaben bis zu 

50.000,00 €. 
 
(4) Der Bürgermeister wird außerdem ermächtigt, zu entscheiden, ob ein berechtigter 

Grund zur Ablehnung eines Ehrenamtes oder einer ehrenamtlichen Tätigkeit vorliegt. 
 
(5) Der Bürgermeister trägt bei feierlichen Anlässen eine Amtskette. 
 

§ 15  
Beigeordnete 

 
(1) Die Zahl der hauptamtlichen Beigeordneten wird auf zwei festgelegt. 
 
(2) Allgemeiner Vertreter des Bürgermeisters ist der „Erste Beigeordnete“. 
 

§ 16  
Genehmigung von Rechtsgeschäften 

 
(1) Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der Ausschüsse sowie mit dem 

Bürgermeister und den leitenden Dienstkräften der Stadt bedürfen der Genehmigung 
des Rates. 

 
(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 
 
 a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife abgeschlossen werden; 
 
 b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der Grundlage einer von der 

Stadt vorgenommenen Ausschreibung zugestimmt hat; 
 
 c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 41 Abs. 3 

GO) darstellt. 
 
(3) Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind der Bürgermeister sowie die 

Beigeordneten. 
 

§ 17  
Rückholrecht des Rates 

 
Unbeschadet der §§ 10 und 14 behält der Rat sich im Einzelfall das Recht vor, 
Entscheidungen an sich zu ziehen. 
 

§ 18  
Öffentliche Bekanntmachung 

 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben 

sind, werden im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der Stadt Oer-Erkenschwick 
vollzogen. 

 
 (2) Sind öffentliche Bekanntmachungen infolge höherer Gewalt oder sonstiger 

unabwendbarer Ereignisse nicht in der nach Abs. 1 bestimmten Form möglich, so 
genügt die Unterrichtung der Öffentlichkeit durch Aushang an folgenden 
Anschlagtafeln innerhalb des Stadtgebietes: 

 
 1. Rathaus 
 2. Hünenplatz 
 3. Haardschule 
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 4. Clemens-Höppe-Schule 
 

§ 19  
Inkrafttreten 

 
Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Handsiegel gem. § 2 Abs. 2 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Hauptsatzung der Stadt Oer-Erkenschwick wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird auf 
folgende Rechtsfolgen hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann gegen diese Satzung oder sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen nach Ablauf des Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Oer-Erkenschwick, den 25.05.2021 
 
 
 
Wewers 
Bürgermeister  
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Anlage zur Hauptsatzung  
 
Allgemeine Richtlinien über die Zuständigkeit der Ausschüsse  
 
1.  Bildung von Ausschüssen  
 

 Der Rat der Stadt Oer-Erkenschwick hat durch Beschluss vom 02.11.2020 folgende 
Ausschüsse gebildet:  

 
 1. Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  
 2. Rechnungsprüfungsausschuss  
 3. Jugendhilfeausschuss  
 4. Wahlprüfungsausschuss  
 5. Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales  
 6. Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung  
  
2.  Allgemeine Zuständigkeiten der Ausschüsse  
 
 2.1  Die Zuständigkeiten der Ausschüsse ergeben sich aus den gesetzlichen 

Bestimmungen, den vom Rat beschlossenen Satzungen und diesen Richtlinien. 
 
 2.2 Die Ausschüsse beraten über den Haushaltsplanentwurf und das Ortsrecht im 

Rahmen ihrer Zuständigkeiten.  
 
 2.3  Die Ausschüsse werden ermächtigt, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten über die 

Bewilligung von städtischen Zuschüssen zu entscheiden, sofern sie nicht durch 
Richtlinien oder Ratsbeschluss bereits betrags- und zuordnungsmäßig 
abschließend geregelt sind.  

 
 2.4  Die Ausschüsse werden ermächtigt, in allen Angelegenheiten ihres 

Aufgabenbereiches die Entscheidungsbefugnis für einen bestimmten Kreis von 
Geschäften oder für einen Einzelfall auf den Bürgermeister oder einen 
Arbeitskreis zu übertragen, soweit gesetzliche Bestimmungen einer solchen 
Regelung nicht entgegenstehen. 

 
 2.5 Der Rat und die Ausschüsse können die Übertragung von Entscheidungs-

befugnissen jederzeit zurücknehmen.  
 
3.  Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  
 
 3.1 Der Haupt-, Finanz- und Personalausschuss verfügt über Gemeindevermögen 

bei einem Verkehrswert von über 50.000,00 € bis 125.000,00 €.  
 
 3.2 Er ist zuständig, Geldforderungen der Stadt von über 25.000,00 € zu erlassen 

oder niederzuschlagen und über 50.000,00 €  zu stunden.  
 
 3.3 Er ist zuständig für die Angelegenheiten des Feuer- und Rettungswesens.  
 
 3.4 Er entscheidet über mitbestimmungs- und mitwirkungspflichtige 

Angelegenheiten nach §§ 68 und 69 Abs. 6 Landespersonalvertretungsgesetz 
NW, soweit diese nicht in die Zuständigkeit des Bürgermeisters fallen. 

 
 3.5  Er berät über 
 
  3.5.1 Grundsatzfragen der Organisation und der Personalentwicklung; 
  3.5.2 Stellenplan; 
  3.5.3 Personalangelegenheiten, über die der Rat gem. § 11 Hauptsatzung 
                             entscheidet. 
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4. Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales  
 
 Dem Ausschuss werden übertragen:  
 
 4.1  die Beratung des Vorschlagsrechts nach dem § 21 a SchVG.  
 
 4.2  Beratung über die Schulentwicklungsplanung.  
 
 4.3  Beratung über die Errichtung, Umwandlung und Auflösung von Schulen.  
 
 4.4  Beratung bei der Aufstellung von Raumprogrammen.  
 
 4.5  Beratung über die schulische Nutzung von Gebäuden.  
 
 4.6  Beratung über Schulverbandsangelegenheiten und öffentlich-   
   rechtliche Vereinbarungen im Schulbereich.  
 
 4.7  Beratung bei Auftragsvergaben aus dem Schulbereich.  
 
 4.8  Beratung über kulturelle Bauvorhaben.  
 
 4.9  Beratung bei der künstlerischen Ausgestaltung der städtischen Bauten und 

Anlagen.  
 
 4.10 Förderung der kulturellen Bauvorhaben.  
 
 4.11 Programmgestaltung für Theater-, Konzert- und andere kulturelle  

Veranstaltungen.    
     
 4.12 Beratung über Angelegenheiten der Stadtbücherei.  
 
 4.13 Beratung über Angelegenheiten der städtischen Volkshochschule.  
 
 4.14 Beratung über Bauvorhaben aus dem Bereich des Sports.  
 
 4.15 Förderung des Sports.  
 
 4.16 Beratung über die Nutzung städtischer Sporteinrichtungen.  
 
 4.17 Beratung über Angelegenheiten im Bereich Freizeit und Erholung.  
 
 4.18 Förderung der sozialen Angelegenheiten.  
 
 4.19 Beratung über freiwillige Sozialmaßnahmen für bestimmte hilfsbedürftige 

Personen und Personengruppen.  
 
 4.20 Beratung über Angelegenheiten von Alten- und Pflegeheimen.  
 
 4.21 Beratung über die ärztliche Versorgung der Bevölkerung.  
 
 4.22 Beratung über Sozialstationen.  
 
 4.23 Beratung über Maßnahmen im Seniorenbereich.  
 
 4.24 Pflege der Zusammenarbeit mit den Trägern der freien Wohlfahrtsverbände.  
 
 4.25 Beratung über Angelegenheiten der Arbeitsförderung.  
 
 4.26 Beratung über Angelegenheiten im Bereich Frauen und Familie.  
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 4.27 Beratung über Maßnahmen zur Betreuung ausländischer Einwohner.  
 
 4.28 Beratung über Stellungnahmen und Anregungen des Ausländerbeirates.  
 
5. Jugendhilfeausschuss  
 

 Der Jugendhilfeausschuss befasst sich gemäß § 71 Abs. 2 KJHG mit allen 
Angelegenheiten der Jugendhilfe.  

 
 Hier insbesondere mit 
 

- der Erörterung aktuellen Problemlagen junger Menschen und ihren Familien 
sowie mit Anregungen und Vorschlägen für die Weiterentwicklung der 
Jugendhilfe; 

 
- der Jugendhilfeplanung; 

 
-  der Förderung der freien Jugendhilfe.  

 
6. Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung  
 
 Dem Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung werden übertragen:  
 
 6.1   Beratung über die Grundzüge der städtebaulichen Planung und Formulierung 

städtischer Entwicklungsziele.  
 
 6.2  Beratung über Aufstellung, Änderung und Ergänzung der vorbereitenden 

Bauleitplanung (FNP) und städtebauliche Rahmenpläne, Fassung der 
verfahrensleitenden Beschlüsse.  

 
 6.3  Beratung über die Aufstellung, Änderung und Aufhebung verbindlicher 

Bauleitpläne  (B-Plan); Fassung der verfahrensleitenden Beschlüsse;  
 
 6.4   Beratung über die Vorbereitung und Durchführung städtebaulicher 

Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen im Sinne des Baugesetzbuches 
sowie allgemein von Maßnahmen der Stadterneuerung.  

 
 6.5  Mitberatung über Bauvorhaben, soweit Fragen des Städtebaues oder der 

Stadtentwicklung berührt werden.  
 
 6.6  Beratung über Satzungen zum Erlass von Veränderungssperren nach § 14 

BauGB.  
 
 6.7  Beratung über Erhaltungs- und Gestaltungssatzungen.  
 
 6.8  Beratung über die Planung städtischer Baumaßnahmen.  
 
 6.9  Beratung über Angelegenheiten der Regionalplanung und Landesplanung.  
  
 6.10 Beratung über Planverfahren anderer öffentlich-rechtlicher Körperschaften 

und Planungsträger.  
 
 6.11 Beratung über Angelegenheiten der Landschaftsplanung;  
  Freiraumplanung und Grünplanung.  
 
 6.12 Beratung über die Verkehrsplanung.  
 



14 
 
 

 6.13 Beratung über die Einführung, Änderung und Aufhebung von 
Verkehrslenkungsmaßnahmen.  

 
 6.14 Beratung über die Widmung und Entwidmung von öffentlichen Straßen, 

Wegen und Pflichten.  
 
 6.15 Beratung über Straßenbenennungen und – umbenennungen.  
 
 6.16 Beratung über Fragen des öffentlichen Nahverkehrs.  
 
 6.17 Beratung von Satzungen, insbesondere:  
 

- Abfallbeseitigungs- und Gebührensatzung  
- Straßenreinigungs- und Gebührensatzung  
- Entwässerungs- und Gebührensatzung  
- Friedhofs- und Gebührensatzung  
- Erschließungsbeitragssatzung  
- Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG  
- Satzung über die Festlegung von Gebietszonen und die Höhe der 

Ablösebeträge für Stellplätze nach Landesbauordnung  
- Satzung über Sondernutzung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen  

  
 
 6.18 Beratung aller Umweltfragen der Schadensabwehr, Schadensverhütung und 

Umweltvorsorge, z. B.  
 

- Abfallbeseitigung und Abfallverwertung  
- Luftreinhaltung  
- Wasserreinhaltung  
- Gewässerschutz  
- Bodenschutz einschl. Altlasten 
- Lärmschutz 
- Landschafts- und Naturschutz 
- allgemeine Energiesparmaßnahmen  

  
 6.19 Beratung der Aufgaben nach dem Gesetz zum Schutz und zur Pflege der 

Denkmäler des Landes Nordrhein-Westfalen gem. Denkmalschutzgesetz 
(DSchG). 

         
 6.20 Beratung in Angelegenheiten der Wirtschaftsförderung.  
 
7.  Der vorstehende ergänzende Beschluss des Rates über die allgemeinen Richtlinien 

und Zuständigkeiten der Ausschüsse wird als Anlage zur Hauptsatzung genommen. 
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 3.  Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Oer-

Erkenschwick 
 
 
Inhaltsübersicht 
 
Präambel 
 
I.  Geschäftsführung des Rates 
  

1. Vorbereitung der Ratssitzungen  
   

§ 1 Einberufung der Ratssitzungen 
§ 2 Ladungsfristen 
§ 2 a Elektronisches Sitzungsdienstverfahren 
§ 3 Aufstellung der Tagesordnung  
§ 4 Öffentliche Bekanntmachung 
§ 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung  
§ 6 Informationsrecht des Rates 

 
2. Durchführung der Ratssitzungen 

 
   2.1 Allgemeines 
 

§  7 Öffentlichkeit der Ratssitzung 
§  8 Vorsitz 
§  9 Beschlussfähigkeit 
§10 Mitwirkungsverbot  
§11 Teilnahme an Sitzungen 

 
   2.2.Gang der Beratungen 
 

§ 12 Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 
§ 13 Redeordnung 
§ 14 Anträge zur Geschäftsordnung 
§ 15 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 
§ 16 Anträge zur Sache 
§ 17 Abstimmung und Wahlen 
§ 18 Fragerecht der Ratsmitglieder 
§ 19 Fragerecht der Einwohner 

   
  2.3.Ordnung in den Sitzungen 
 

§ 20 Ordnungsruf und Wortentziehung 
§ 21 Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 
§ 22 Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 
§ 23 Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung 
§ 24 Zuhörer 

   
3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
§ 25 Niederschrift 
§ 26 Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
II.  Geschäftsführung der Ausschüsse 
 

§ 27 Grundregel 
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§ 28 Abweichung für das Verfahren der Ausschüsse 
§ 29 Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüsse 

 
III. Fraktionen 
 

§ 30 Bildung von Fraktionen 
§ 31 Informationsrecht der Fraktionen 
§ 32 Dienstreisen 

 
IV. Datenschutz 
 

§ 33 Datenschutz 
§ 34 Datenverarbeitung 

 
V. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 
 

§ 35 Schlussbestimmungen 
§ 36 Funktionsbezeichnungen 
§ 37 Inkrafttreten 

 
 
Präambel 
    
Aufgrund des § 47 Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666/SGV.NRW.2023), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) 
 
hat der Rat der Stadt Oer-Erkenschwick am  22.04.2021 folgende Geschäftsordnung 
beschlossen: 
 
I.  Geschäftsordnung des Rates 
 
1.  Vorbereitung der Ratssitzungen 
 

§ 1 
Einberufung der Ratssitzungen 

 
(1) Der Bürgermeister beruft den Rat ein, so oft es die Geschäftslage erfordert, jedoch 

soll er den Rat wenigstens alle zwei Monate einberufen. Der Rat ist unverzüglich 
einzuberufen, wenn mindestens ein Fünftel der Ratsmitglieder oder eine Fraktion 
unter Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstände dies verlangt. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch Übersendung einer schriftlichen Einladung an alle 

Ratsmitglieder sowie an die Beigeordneten. 
 
(3) In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. Ihr sollen schriftliche 

Erläuterungen zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen (Vorlagen) beigegeben 
werden. 

 
§ 2 

Ladungsfristen 
 
(1) Die Einladung muss den Ratsmitgliedern mindestens 14 volle Tage vor dem 

Sitzungstag, den Tag der Absendung nicht eingerechnet, zugehen. 
 
(2) In besonders dringenden Fällen kann die Ladungsfrist bis auf 3 volle Tage abgekürzt 

werden. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begründen. 
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§ 2 a 

Elektronisches Sitzungsdienstverfahren 
 
(1) Ratsmitglieder können durch schriftliche Erklärung an den Bürgermeister auf die 

Zusendung einer schriftlichen Einladung sowie die Zusendung von Sitzungsvorlagen 
in Papierform verzichten. In diesem Falle erfolgt die Zusendung der Einladung unter 
Berücksichtigung der Ladungsfrist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Sätze 1 und 
2. in elektronischer Form an eine durch das jeweilige Mitglied des Rates 
anzugebende persönliche E-Mail-Adresse. Die Ladungsfrist gilt auch als gewahrt, 
wenn die Einladung am 14. Tag vor dem Sitzungstag im elektronischen 
Sitzungsdienstverfahren (Ratsinformationssystem) bereitgestellt wird. Neben der 
Einladung sind dort die dazugehörigen Vorlagen bereitzustellen. 

 
(2) Sofern eine elektronische Zusendung der Einladung aus technischen Gründen nicht 

möglich ist, erfolgt die Zusendung der Einladung nach den §§ 1 und 2. In diesem Fall 
können die Ladungsfristen gem. § 2 Abs. 1 Satz 1 und gem. § 2 Abs. 2 Sätze 1 und 2 
um jeweils einen Tag unterschritten werden. 

 
(3) Die übrigen Regelungen in den §§ 1 und 2 bleiben unberührt. 
   

§ 3 
Aufstellung der Tagesordnung 

  
(1) Der Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest. Er hat dabei die Vorschläge 

aufzunehmen, die ihm in schriftlicher Form spätestens am 18. Tag vor dem 
Sitzungstag von mindestens einem Fünftel der Ratsmitglieder oder von einer Fraktion 
vorgelegt werden. 

 
(2) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt 

Oer-Erkenschwick fällt, weist der Bürgermeister in der Tagesordnung darauf hin, dass 
die Angelegenheit ohne Sachdiskussion durch Geschäftsordnungsbeschluss des 
Rates von der Tagesordnung wieder abzusetzen ist. 

 
(3) Der Bürgermeister legt ferner die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunkte 

fest und bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften und des § 7 Abs. 2 
der Geschäftsordnung, welche Tagesordnungspunkte in nichtöffentlicher Sitzung 
behandelt werden sollen. 

 
§ 4 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom Bürgermeister rechtzeitig öffentlich 
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die die Hauptsatzung hierfür 
vorschreibt. 
 

§ 5 
Anzeigepflicht bei Verhinderung 

 
(1) Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies 

unverzüglich, spätestens zu Beginn der Sitzung, dem Bürgermeister mitzuteilen. 
 
(2) Entsprechendes gilt für Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen. 
 

§ 6 
Informationsrecht des Rates 

 
(1) Das Informationsrecht des Rates, der Fraktionen und einzelner Ratsmitglieder 

 richtet sich nach den abschließenden Regelungen im § 55 GO NW. 
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(2) Für die Verwertung der übermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften, 

insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze und die Vorschriften des § 
33 der Geschäftsordnung. 

 
2. Durchführung der Ratssitzungen 
 
2.1. Allgemeines 

 
§ 7 

Öffentlichkeit der Ratssitzungen 
 
(1) Die Ratssitzungen sind öffentlich. Jedermann hat das Recht, als Zuhörer an 

öffentlichen Ratssitzungen teilzunehmen, soweit dies die räumlichen Verhältnisse 
gestatten. Die Zuhörer sind – außer im Falle des § 19 (Einwohnerfragestunde) – nicht 
berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Verhandlungen des Rates 
zu beteiligen. 

 
(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner haben das Recht, an 

nichtöffentlichen Ratssitzungen als Zuhörer teilzunehmen, sofern ihr Aufgabenbereich 
beim jeweiligen Beratungsgegenstand berührt ist. 

 
(3) Für folgende Angelegenheiten wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen: 
 
 a) Personalangelegenheiten, 
 b) Liegenschaftsangelegenheiten, 
 c) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten, 
 d) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der Beratung des 

Jahresabschlusses und der Entlastung des Bürgermeisters (§ 96 Abs. 1 GO) 
 e) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, 
 f) Auftragsvergaben, 
 g) Rechtsstreitigkeiten, 
 h)  sonstige Angelegenheiten deren Behandlung in öffentlicher Sitzung das Wohl 

der Stadt gefährden oder dem berechtigten Interesse einzelner Personen 
zuwiderlaufen würde. 

 
Satz 1 Buchstabe a) – h) gelten nicht, wenn im Einzelfall weder Belange des 
öffentlichen Wohls noch berechtigte Ansprüche oder schützenswerte Interessen 
Einzelner den Ausschluss der Öffentlichkeit gebieten. 

 
(4) Darüber hinaus kann auf Antrag eines Ratsmitgliedes oder des Bürgermeisters für 

einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Anträge und 
Vorschläge auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur in nichtöffentlicher Sitzung 
begründet und beraten werden. Falls dem Antrag oder dem Vorschlag stattgegeben 
wird, ist die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in 
nichtöffentlicher Sitzung  weiterverhandelt wird (§ 48 Abs. 2 GO) 

 
§ 8 

Vorsitz 
 
(1) Der Bürgermeister führt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner Verhinderung übernimmt 

sein Stellvertreter den Vorsitz. Die Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt sich 
aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67 Abs. 2 GO. 

 
(2) Der Bürgermeister hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. Er handhabt 

die Ordnung in der Sitzung und übt das Hausrecht aus (§ 51 GO). 
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§ 9 

Beschlussfähigkeit 
 
(1) Für die Beschlussfähigkeit des Rates gelten die Bestimmungen des § 49 GO NW.  
 
(2) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der Bürgermeister die ordnungsgemäße 

Einberufung sowie die Beschlussfähigkeit der Versammlung fest und lässt dies in der 
Niederschrift vermerken. Stellt während einer Sitzung der Bürgermeister den Mangel 
der Beschlussfähigkeit aus eigener Erkenntnis oder auf Antrag eines Ratsmitgliedes 
fest, so hat er die Beschlussunfähigkeit formell festzustellen.  

 
(3) Nach Feststellung der Beschlussunfähigkeit kann die Sitzung auf Antrag eines 

Ratsmitgliedes für 15 Minuten unterbrochen werden. 
 
(4) Wird kein Antrag auf Unterbrechung gestellt oder ist nach Ablauf von 15 Minuten 

nicht die für die Beschlussfähigkeit ausreichende Anzahl von Ratsmitgliedern im 
Sitzungssaal anwesend, muss der Bürgermeister die Sitzung schließen. 

 
§ 10 

Mitwirkungsverbot 
 
(1) Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach §§ 50 Abs. 6, 43 Abs. 2, 31 GO von der 

Mitwirkung an der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat er den 
Ausschließungsgrund vor Eintritt in die Verhandlung unaufgefordert dem 
Bürgermeister anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer öffentlichen 
Sitzung kann das Ratsmitglied sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des 
Sitzungsraumes aufhalten. 

 
(2) In Zweifelsfällen entscheidet der Rat darüber, ob ein Ausschließungsgrund besteht. 
 
(3) Verstößt ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat 

dies durch Beschluss fest. Der Beschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen. 
 

§ 11 
Teilnahme an Sitzungen 

 
Die Teilnahme des Bürgermeisters und der Beigeordneten an den Sitzungen des Rates 
regelt sich nach § 69 GO NW. 
 
2.2.  Gang der Beratungen 
 

§ 12 
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

 
(1) Der Rat kann beschließen, 
  
 a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 
 b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden, 
 c) Tagesordnungspunkte aufzunehmen oder abzusetzen. 
 
Die Bestimmungen des § 7 Abs. 2 der Geschäftsordnung sowie des § 48 Abs. 1 Satz 5 GO 
bleiben dabei unberührt. 
 
(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung mit Beschluss des Rates erweitert werden, 

wenn es sich um Angelegenheit handelt, die keinen Aufschub dulden oder die von 
äußerster Dringlichkeit sind (§ 48 Abs. 1 GO). Der Ratsbeschluss ist in der 
Niederschrift aufzunehmen. 
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(3) Ist aufgrund des Vorschlages einer Fraktion oder eines Fünftel der Ratsmitglieder 
eine Angelegenheit in die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in den 
Aufgabenbereich der Stadt Oer-Erkenschwick fällt, setzt der Rat durch 
Geschäftsordnungsbeschluss die Angelegenheit von der Tagesordnung ab. 

 
(4) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft, die 

nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fällt, ein Geschäftsordnungsantrag nach Abs. 
2 aus der Mitte des Rates nicht gestellt, stellt der Bürgermeister von Amts wegen den 
Antrag und lässt darüber abstimmen. 

 
§ 13 

Redeordnung 
 
(1) Der Bürgermeister ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen oder 

beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes auf 
und stellt die Angelegenheit zur Beratung. 

 
(2) Das Wort wird zu jedem Tagesordnungspunkt zunächst je einem Vertreter der im Rat 

gebildeten Fraktionen erteilt. Die Wortmeldung geschieht durch Handzeichen. Melden 
sich mehrere Ratsmitglieder gleichzeitig, bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge 
der Wortmeldung. 

 
(3) Außerhalb der Reihenfolge erhalten der Bürgermeister und die Beigeordneten das 

Wort. Das gilt auch für Ratsmitglieder, die Anträge zur Geschäftsordnung stellen 
wollen. 

 
(4) Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag von einem Fünftel der 

Ratsmitglieder oder einer Fraktion in die Tagesordnung aufgenommen worden ist (§ 3 
Abs. 1 Geschäftsordnung), so ist zunächst den Antragstellern Gelegenheit zu geben, 
ihren Vorschlag zu begründen. Ist eine Berichterstattung vorgesehen, so erhält 
zunächst der Berichterstatter das Wort.  

 
(5) Die Redezeit beträgt im Regelfall höchstens 10 Minuten. Sie kann durch Beschluss 

des Rates verlängert oder verkürzt werden. Jedes Ratsmitglied darf höchstens 
dreimal zum selben Punkt der Tagesordnung sprechen; Anträge zur 
Geschäftsordnung bleiben hiervon unberührt. 

 
(6) Überschreitet ein Redner die festgesetzte Zeit, so kann ihm der Bürgermeister nach 

einmaliger Mahnung das Wort entziehen. Wird einem Redner das Wort entzogen, so 
kann er es zu diesem Tagesordnungspunkt nicht wieder erhalten. § 20 der 
Geschäftsordnung bleibt unberührt. 

 
(7) Nach Erledigung aller Wortmeldungen erklärt der Bürgermeister die Aussprache für 

geschlossen. Danach soll das Wort nur noch zur Geschäftsordnung oder zur Abgabe 
persönlicher Erklärungen erteilt werden. 

 
§ 14 

Anträge zur Geschäftsordnung 
 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit von jedem Ratsmitglied gestellt 

werden. Dazu gehören insbesondere folgende Anträge: 
 
 a) auf Schluss der Aussprache, 
 b) auf Schluss der Rednerliste, 
 c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den Bürgermeister, 
 d) auf Vertagung, 
 e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung, 
 f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 
 g) auf namentliche oder geheime Abstimmung, 
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 h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung. 
(2) Ratsmitglieder, die einen Antrag zur Geschäftsordnung stellen, erhalten sofort nach 

einem laufenden Redebeitrag das Wort. Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung 
gestellt, so kann noch je ein Ratsmitglied für und gegen diesen Antrag sprechen. 
Beiträge zur Geschäftsordnung dürfen nicht länger als 5 Minuten dauern. Danach 
stimmt der Rat über den Geschäftsordnungsantrag ab. In den Fällen des § 17 Abs. 3 
und 6 bedarf es keiner Abstimmung. 

 
(3) Über Anträge zur Geschäftsordnung hat der Rat gesondert vor Beschlussfassung 

über den ursächlichen Beratungsgegenstand zu entscheiden. Werden mehrere 
Anträge zur Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist über den weitestgehenden 
Antrag zuerst abzustimmen. 

 
(4) Bei Zweifeln über die Auslegung der Geschäftsordnung befindet der Bürgermeister, 

wie zu verfahren ist.  
 

§ 15 
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 

 
Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann verlangen, dass die 
Beratung des Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste geschlossen wird. Wird 
beantragt, die Rednerliste zu schließen, so gibt der Vorsitzende die bereits vorliegenden 
Wortmeldungen bekannt. 
 

§ 16 
Anträge zur Sache 

 
(1) Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion ist berechtigt, zu jedem Punkt der 

Tagesordnung Anträge zu stellen, um eine Entscheidung des Rates in der Sache 
herbeizuführen (Anträge zur Sache). Hat eine Vorberatung in Ausschüssen 
stattgefunden, so steht ein gleiches Recht auch den beteiligten Ausschüssen zu. Die 
Anträge müssen einen abstimmungsfähigen Beschlussentwurf enthalten. 

 
(2) Für Zusatz- und Änderungsanträge zu den nach Abs. 1 gestellten Anträgen gilt Abs. 1 

Satz 3 entsprechend. 
 
(3) Anträge nach Abs. 1, die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gegenüber den 

Ansätzen des Haushaltsplanes zur Folge haben, müssen mit einem 
Deckungsvorschlag verbunden werden. 

 
§ 17 

Abstimmung und Wahlen 
 
(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der Bürgermeister die zu dem 

Tagesordnungspunkt gestellten Sachanträge zur Abstimmung. Der weitestgehende 
Antrag hat Vorrang. In Zweifelsfällen bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der 
Abstimmung. 

 
(2) Die Abstimmung erfolgt im Regelfalle durch Handzeichen. 
 
(3) Auf Antrag mindestens eines Fünftels der Ratsmitglieder ist namentlich oder geheim 

abzustimmen. Der Antrag auf geheime Abstimmung hat Vorrang. Die geheime 
Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln. 

 
(4) Das Abstimmungsergebnis wird vom Bürgermeister bekannt gegeben und in der 

Niederschrift festgehalten. 
 
(5) Wahlen werden durch offene Abstimmung, und zwar durch Handzeichen vollzogen. 
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(6) Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied der offenen Abstimmung 
widerspricht, erfolgt die Wahl geheim und durch Abgabe von Stimmzetteln. 

 
(7) Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen 

erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als gültige Stimmen. Erreicht niemand mehr als 
die Hälfte der gültigen Stimmen, so findet zwischen den Personen, welche die beiden 
höchsten Stimmenzahlen erreicht haben, eine engere Wahl statt. Gewählt ist, wer in 
dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das vom Bürgermeister zu ziehende Los (§ 50 Abs. 2 GO). 

 
(8) Für die Besetzung von Ausschüssen und die durch den Rat zu erfolgende Bestellung 

von zwei oder mehr Vertretern oder Mitgliedern im Sinne der §§ 63 Abs. 2, 113 GO 
gilt § 50 Abs. 3 GO. 

 
(9) Bei geheimen Abstimmungen und Wahlen werden die Stimmzettel durch 

Ratsmitglieder verschiedener Fraktionen ausgegeben, eingesammelt und ausgezählt. 
Das Ergebnis der Auszählung ist dem Bürgermeister zu Bekanntgabe an den Rat 
mitzuteilen. 

 
§ 18 

Fragerecht der Ratsmitglieder 
 
(1) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftliche oder mündliche Anfragen, die sich auf 

Angelegenheiten der Stadt beziehen, an den Bürgermeister zu richten. Schriftliche 
Anfragen sind mindestens 3 Werktage vor Beginn der Sitzung dem Bürgermeister 
zuzuleiten. Die Verwaltung legt den Ratsmitgliedern bis spätestens zum Beginn der 
Ratssitzung die schriftlichen Anfragen vor. Zwecks Protokollierung von mündlichen 
Anfragen in der Niederschrift sollten die Fragesteller ihre Anfragen der Schriftführung 
schriftlich zur Verfügung stellen. 

 
(2) Die Beantwortung der Anfragen erfolgt im Regelfalle mündlich durch den 

Bürgermeister. Ist eine Beantwortung in der Ratssitzung nicht möglich, kann der 
Fragesteller auf eine Beantwortung in der nächsten Ratssitzung oder auf eine 
schriftliche Beantwortung verwiesen werden. Die schriftliche Beantwortung ist allen 
Ratsmitgliedern zur Kenntnis zu bringen. 

 
(3) Jedes Ratsmitglied ist darüber hinaus berechtigt, nach Erledigung der Tagesordnung 

einer Ratssitzung mündliche Anfragen, die sich nicht auf die Tagesordnung der 
Ratssitzung beziehen dürfen, an den Bürgermeister zu richten. 

 
 Die Anfragen müssen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der 

Stadt fallen. Sie müssen kurz gefasst sein und eine kurze Beantwortung ermöglichen. 
Ist eine sofortige Beantwortung nicht möglich, kann der Fragesteller auf eine 
Beantwortung in der nächsten Ratssitzung oder auf eine schriftliche Beantwortung 
verwiesen werden. 

 
(4) Anfragen dürfen zurückgewiesen werden, wenn 
 
 a)  sie nicht den Bestimmungen der Absätze 1 und 3 entsprechen, 
 b)  die begehrte Auskunft demselben oder einem anderen Fragesteller innerhalb 

der letzten 6 Monate bereits erteilt wurde, 
 c) die Beantwortung offenkundig mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 

verbunden wäre. 
 
(5) Eine Aussprache findet nicht statt. Lediglich der Fragesteller kann das Wort zu einer 

ergänzenden Frage verlangen. 
 
(6) Werden in der Ratssitzung Mitteilungen durch die Verwaltung gemacht, hat jede 

Fraktion einmalig das Recht, eine Nachfrage zur Mitteilung zu stellen. 
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§ 19 

Fragerecht der Einwohner 
 

 (1)  Vor jeder Ratssitzung findet eine Einwohnerfragestunde statt. Jeder Einwohner ist 
berechtigt, Anfragen an den Bürgermeister zu richten. Die Anfragen sind spätestens 5 
Tage vor Sitzungsbeginn schriftlich beim Bürgermeister der Stadt Oer-Erkenschwick 
einzureichen. Die Anfragen müssen sich auf Angelegenheiten der Stadt beziehen und 
von allgemeiner Bedeutung sein. Persönliche Angelegenheiten sollen nicht 
Gegenstand von Fragen sein.  

 
(2)  Die Reihenfolge der Antwort richtet sich nach zeitlichem Eingang beim Bürgermeister.  
 
(3)  Die Beantwortung erfolgt im Regelfall mündlich durch den Bürgermeister. Ist eine 

sofortige Beantwortung in der Sitzung nicht möglich, so erhält der Fragesteller eine 
schriftliche Antwort. 

 
(4)  Eine Aussprache findet nicht statt. 
  
 
2.3. Ordnung in den Sitzungen 
 

§ 20 
Ordnungsruf und Wortentziehung 

 
(1) Wenn ein Sitzungsteilnehmer beleidigende Äußerungen macht oder in anderer Weise 

die übliche Ordnung oder Würde der Versammlung verletzt, ruft ihn der 
Bürgermeister mit Nennung des Namens zur Ordnung. 

 
(2) Redner, die vom Thema abschweifen oder sich mehrfach wiederholen, kann der 

Bürgermeister mit Nennung des Namens zur Sache verweisen und im 
Wiederholungsfalle zur Ordnung rufen. 

 
(3) Ratsmitglieder, die ohne Worterteilung das Wort ergreifen oder die vorgeschriebene 

Redezeit trotz Ermahnung überschreiten, kann der Bürgermeister zur Ordnung rufen. 
Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, den Ordnungsruf zu beantragen. 

 
(4) Hat ein Redner bereits zweimal einen Ruf zur Sache oder einen Ordnungsruf erhalten 

und wurde er beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Rufes aufmerksam 
gemacht, so muss der Vorsitzende ihm das Wort zu diesem 
Verhandlungsgegenstand entziehen und darf es ihm hierzu nicht mehr erteilen. 

 
§ 21 

Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 
 
(1) Einem Ratsmitglied, das sich wiederholt grob ungebührlich verhält oder die Würde 

der Versammlung verletzt, können durch Beschluss des Rates die auf den 
Sitzungstag entfallenden Entschädigungen ganz oder teilweise entzogen werden. 
Außerdem kann es für eine oder mehrere Sitzungen, deren Anzahl im Beschluss zu 
bestimmen ist, ausgeschlossen werden.  

 
(2) Maßnahmen nach Abs. 1 setzen einen dreimaligen Ordnungsverstoß mit 

entsprechenden Ordnungsrufen des Bürgermeisters voraus. 
 
(3) Ausgeschlossene Ratsmitglieder müssen die Sitzung, bei nichtöffentlicher Sitzung 

auch den Sitzungssaal, sofort verlassen. Folgen sie der Aufforderung des 
Bürgermeisters nicht, so kann er die Sitzung unterbrechen oder aufheben. 

 
(4) Ein Sitzungsbeschluss bewirkt, dass das Ratsmitglied für den festgesetzten Zeitraum 
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auch an den Sitzungen der Ausschüsse nicht teilnehmen darf. 
§ 22 

Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 
 
(1) Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 21 dieser Geschäftsordnung steht dem 

Betroffenen der schriftliche Einspruch beim Bürgermeister frühestens am folgenden 
Werktag zu. Der Einspruch ist zu begründen. 

 
(2) Legt der Betroffene Einspruch ein oder handelt es sich um eine Ordnungsmaßnahme 

nach § 51 Abs. 3 GO, ist dem Betroffenen die Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Die Entscheidung des Rates ist dem Betroffenen zuzustellen. 

 
§ 23 

Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung 
 
Bei andauernder störender Unruhe kann der Bürgermeister die Sitzung unterbrechen oder 
aufheben, wenn auf andere Art und Weise die Ordnung nicht wiederhergestellt werden kann. 
 

§ 24 
Zuhörer 

 
(1) Zuhörer sind – außer im Fall des § 19 (Einwohnerfragestunde) – nicht berechtigt, das 

Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Verhandlungen des Rates zu beteiligen. 
 
(2) Wer sich ungebührlich benimmt oder sonst die Würde der Versammlung verletzt, 

kann vom Bürgermeister zur Ordnung gerufen und notfalls aus dem Sitzungssaal 
gewiesen werden. 

 
(3) Bei andauernder Störung oder Unruhe kann der Bürgermeister nach vorheriger 

Mahnung den für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungssaales räumen lassen, 
wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.  

 
 
3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 

§ 25 
Niederschrift 

 
(1) Über jede Sitzung des Rates ist eine Beschlussniederschrift durch den Schriftführer 

anzufertigen. 
 
(2) Die Niederschrift muss enthalten: 
 
 a) fortlaufende Nummerierung und Angabe der Wahlperiode, 
 
 b) Ort, Tag, Zeitpunkt des Beginns, eine etwaige Unterbrechung oder die 

Beendigung der Sitzung, 
 
 c) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder sowie deren 

zeitweilige Abwesenheit, 
 
 d) die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen, 
 
 e) die Nichtteilnahme eines Ratsmitgliedes an der Beratung oder 

Beschlussfassung im Falle eines Ausschließungsgrundes, 
 
 f) die behandelten Beratungsgegenstände und die Anfragen von 

Sitzungsteilnehmer nach § 18 Abs. 3, soweit sie in der Sitzung nicht 
beantwortet werden können, 
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 g) die gestellten Anträge, 
 
 h) die erteilten Ordnungsrufe, 
 
 i) die gefassten Beschlüsse und Ergebnisse von Wahlen, hierbei ist 
 
  aa) das Stimmenverhältnis anzugeben, 

bb) bei namentlicher Abstimmung gem. § 50 GO zu vermerken, wie jedes 
Ratsmitglied abgestimmt hat, 

  cc) bei Wahlen die Zahl der Stimmen für die einzelnen Wahlvorschläge 
bzw. Bewerber anzuzeigen, 

  dd) bei Losentscheid die Wahlhandlung zu beschreiben, 
ee) bei Beschlüssen, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, die  

 Feststellung anzugeben, dass die vorgeschriebene Mehrheit 
zugestimmt hat. 

 
 j) In der Niederschrift sind die Mitteilungen der Verwaltung aufzunehmen. 
 
 k) Erklärungen, die vor ihrer Abgabe als ausdrücklich zur Aufnahme in die 

Niederschrift gewünscht, vorgetragen werden. 
 

Auf Beschluss des Rates ist eine weitergehende Protokollierung möglich, die die 
Stellungnahme des Rates oder eines einzelnen Ratsmitgliedes zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung wiedergibt. 

 
(3) Der Schriftführer wird vom Rat bestellt. Soll ein Mitarbeiter der Verwaltung bestellt 

werden, so erfolgt die Bestellung im Benehmen mit dem Bürgermeister.  
 
(4) Die Niederschrift wird vom Bürgermeister und dem Schriftführer unterzeichnet. Der 

Entwurf der Niederschrift wird den Rats- und Ausschussmitgliedern innerhalb von drei 
Wochen zur Durchsicht zur Verfügung gestellt. Änderungswünsche sind dann 
innerhalb von 14 Tagen schriftlich an den Bürgermeister zu richten. 

 
 Kann den Einwendungen nicht abgeholfen werden, hat der Rat dies im Rahmen der 

Genehmigung der Niederschrift in seiner nächsten Sitzung zu entschieden. 
 
 (5) Über Beschlüsse, Anträge und Anregungen ist ein Beschlussmanagement zu führen, 

damit der Rat immer über den aktuellen Sachstand informiert ist. 
 

§ 26 
Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschlüsse ist die Öffentlichkeit 

in geeigneter Weise zu unterrichten. Dies kann dadurch geschehen, dass der 
Bürgermeister den Wortlaut eins vom Rat gefassten Beschlusses in öffentlicher 
Sitzung verliest und ihn erforderlichenfalls außerdem in unmittelbarem Anschluss an 
die Sitzung der örtlichen Presse zugänglich macht. 

 
(2) Auch außerhalb der Ratssitzung obliegt die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die 

vom Rat gefassten Beschlüsse dem Bürgermeister. 
 
(3) Die Unterrichtung nach den vorstehenden Absätzen gilt grundsätzlich auch für die 

Beschlüsse des Rates, die in nichtöffentlicher Sitzung gefasst werden, es sei denn, 
dass der Rat im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes beschlossen hat. 
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II. Geschäftsführung der Ausschüsse 
 

§ 27 
Grundregel 

 
Auf das Verfahren in den Ausschüssen finden grundsätzlich die für den Rat geltenden 
Vorschriften entsprechende Anwendung, soweit nicht § 28 dieser Geschäftsordnung 
abweichende Regelungen enthält. 
 

§ 28 
Abweichung für das Verfahren der Ausschüsse 

 
(1) Der Ausschussvorsitzende setzt die Tagesordnung im Benehmen mit dem 

Bürgermeister fest (§ 58 Abs. 2 Satz 2 GO). Der Ausschussvorsitzende ist auf 
Verlangen des Bürgermeisters bzw. auf Antrag einer Fraktion verpflichtet, einen 
Gegenstand in die Tagesordnung aufzunehmen. 

 
(2) Über Zeit, Ort und Tagesordnung der Ausschusssitzungen unterrichtet der 

Bürgermeister die Öffentlichkeit in geeigneter Weise, ohne dass es einer öffentlichen 
Bekanntmachung nach § 4 dieser Geschäftsordnung bedarf.  

 
(3) Die Beschlussfähigkeit von Ausschüssen liegt über die Anforderungen des § 49 GO 

hinaus nur dann vor, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder die Zahl der 
anwesenden sachkundigen Bürger übersteigt, Ausschüsse gelten auch insoweit als 
beschlussfähig, solange ihre Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist. 

 
(4) Die Teilnahme des Bürgermeisters und der Beigeordneten regelt sich nach den 

Bestimmungen des § 69 Abs. 2 der GO. 
 
(5) Die Einladungen zu Ausschusssitzungen sind neben den Ausschussmitgliedern auch 

allen anderen Ratsmitgliedern zuzustellen. Die Bestimmungen des § 58 Abs. 1 Sätze 
4 bis 6 GO bleiben unberührt. 

 
(6) Die Niederschriften über Ausschusssitzungen sind neben den Ausschussmitgliedern 

auch allen anderen Ratsmitgliedern zuzuleiten. 
 
(7) Ratsmitglieder, die einen Antrag gestellt haben, über den in der Ausschusssitzung 

beraten wird, sind zu der Ausschusssitzung zu laden. Sie können sich an der 
Beratung über diesen Antrag beteiligen. 

 
(8) § 19 dieser Geschäftsordnung findet auf Ausschüsse keine Anwendung. 
 

§ 29 
Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüssen 

 
(1) Beschlüsse von Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnis können erst durchgeführt 

werden, wenn innerhalb von 3 Tagen, den Tag der Beschlussfassung nicht 
eingerechnet, weder vom Bürgermeister, noch von mindestens einem Fünftel der 
Ausschussmitglieder schriftlich Einspruch eingelegt worden ist. 

 
(2) Über den Einspruch entscheidet der Rat. 
 
III. Fraktionen 
 

§ 30 
Bildung von Fraktionen 

 
(1) Ratsmitglieder können sich zu einer Fraktion zusammenschließen. Eine Fraktion 
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muss mindestens aus zwei Mitgliedern des Rates bestehen. Jedes Ratsmitglied kann 
nur einer Fraktion angehören. 

 
(2) Die Bildung einer Fraktion ist dem Bürgermeister von vom Fraktionsvorsitzenden 

schriftlich anzuzeigen. Die Mitteilung muss die genaue Bezeichnung der Fraktion, die 
Namen des Fraktionsvorsitzenden und seines Stellvertreters sowie aller der Fraktion 
angehörenden Ratsmitglieder enthalten. Ferner ist anzugeben, wer berechtigt ist, für 
die Fraktion Anträge zu stellen oder sonstige Erklärungen abzugeben. Unterhält die 
Fraktion eine Geschäftsstelle, so hat die Mitteilung auch die Anschrift der 
Geschäftsstelle zu enthalten. 

 
(3) Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, können von einer Fraktion als 

Hospitanten aufgenommen werden. Bei der Feststellung der Mindeststärke einer 
Fraktion zählen Hospitanten nicht mit. 

 
(4) Die Auflösung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz (stellv. 

Fraktionsvorsitz) sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern sind dem 
Bürgermeister vom Fraktionsvorsitzenden ebenfalls schriftlich anzuzeigen. 

 
§ 31 

Informationsrecht der Fraktionen 
 
(1) Zur Vorbereitung ihrer Beratungen können die Fraktionen im Rahmen ihrer Aufgaben 

vom Bürgermeister Auskünfte über die von diesem oder in seinem Auftrag 
gespeicherten Daten verlangen, soweit der Datenübermittlung nicht 
Rechtsvorschriften, insbesondere Bestimmungen der Datenschutzgesetze, 
entgegenstehen. 

 
(2) Das Auskunftsersuchen ist durch den Vorsitzenden der Fraktion schriftlich unter 

wörtlicher Wiedergabe des Fraktionsbeschlusses an den Bürgermeister zu richten. 
 
(3) Für die Verwertung der übermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften, 

insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze. 
 

§ 32 
Dienstreisen 

 
Dienstreisen (§ 6 EntschVO) von Ratsmitgliedern, der sachkundigen Bürger und der 
sachkundigen Einwohner innerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen bedürfen der 
Genehmigung des Bürgermeisters. Weitergehende Dienstreisen unterliegen hinsichtlich der 
Genehmigung der Beschlussfassung des Rates. 
 
 
IV. Datenschutz 

§ 33 
Datenschutz 

 
(1)   Haben Mitglieder des Rates und der Ausschüsse im Rahmen der Ausübung ihrer 

ehrenamtlichen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen mit 
personenbezogenen Daten bzw. erlangen sie hiervon Kenntnis, dürfen sie solche 
Daten nur zu dem jeweiligen, der rechtmäßigen Aufgabenerfüllung dienenden Zweck, 
verarbeiten oder offenbaren. 

 
(2) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche 

Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. 
 
(3) Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstücke, automatisierte Dateien und sonstige 

Datenträger, die als solche gekennzeichnet sind oder personenbezogene Daten 
enthalten. Hierzu zählen auch mit vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang 
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stehende handschriftliche oder andere Notizen. 
 

§ 34 
Datenverarbeitung 

 
(1) Die Mitglieder des Rates und der Ausschüsse sind verpflichtet, vertrauliche 

Unterlagen so aufzubewahren, dass sie ständig vor Kenntnisnahme und Zugriff 
Dritter (z.B. Familienangehörige, Besucher, Parteifreunde, Nachbarn etc.) gesichert 
sind. Dieses gilt auch für den Transport der Unterlagen. In begründeten Einzelfällen 
ist dem Bürgermeister auf Verlangen Auskunft über die getroffenen 
Datensicherungsmaßnahmen zu geben. 

 
(2)  Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung über den Inhalt an 

Dritte, ausgenommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an den 
Stellvertreter/die Stellvertreterin, ist nicht zulässig. Dies gilt auch für die Zeit nach 
Ausscheiden aus dem Rat. 

 
(3) Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu 

löschen, wenn diese für die Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt werden. 
 
(4) Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschließlich aller damit in Zusammenhang 

stehenden Unterlagen ist dieses regelmäßig anzunehmen, wenn die Niederschrift 
über die Sitzung, in der der jeweilige Tagesordnungspunkt abschließend behandelt 
wurde, zugegangen ist. 

 
(5) Bei einem Ausscheiden aus der Gemeindevertretung oder einem Ausschuss sind alle 

vertraulichen Unterlagen sofort dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen. 
 
(6) Die Unterlagen können auch der Gemeindeverwaltung zur Vernichtung bzw. 

Löschung übergeben werden. 
 
(7)  Die ausgeschiedenen Mitglieder haben die Vernichtung bzw. die Löschung aller 

vertraulichen Unterlagen gegenüber dem Bürgermeister schriftlich zu bestätigen. 
 
 
V.  Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 
 

§ 35 
Schlussbestimmungen 

 
Jedem Mitglied des Rates und der Ausschüsse ist eine Ausfertigung dieser 
Geschäftsordnung auszuhändigen. Wird die Geschäftsordnung während der Wahlzeit 
geändert, so ist auch die geänderte Fassung auszuhändigen. 
 

§ 36 
Funktionsbezeichnungen 

 
Die Funktionsbezeichnungen dieses Gesetzes werden in weiblicher oder männlicher Form 
geführt. 

 
§ 37 

Inkrafttreten 
 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch den Rat in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die frühere Geschäftsordnung vom 22.02.2019 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Oer-
Erkenschwick wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird bestätigt, dass die vorstehende Geschäftsordnung ordnungsgemäß in der  Präambel 
dieser Geschäftsordnung genannten Sitzung des Rates der Stadt Oer-Erkenschwick 
zustande gekommen ist und dass deren Wortlaut mit dem Text übereinstimmt, der 
Grundlage des in dieser Sitzung gefassten Ratsbeschlusses war.  
 
Des Weiteren wird bestätigt, dass die Vorgaben der BekanntmVO NRW, insbesondere die 
des § 2 Abs. 1 u. 2 BekanntmVO NRW eingehalten wurden. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Geschäftsordnung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Oer-Erkenschwick vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
Oer-Erkenschwick,  den 25.05.2021 
 
 
 
 
Wewers 
Bürgermeister 
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 4.  Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick über die Erhebung von 

Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme der im Stadtgebiet Oer-
Erkenschwick bestehenden offenen Ganztagsschulen im 
Primarbereich  

 
 
Aufgrund der §§  7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (GO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666),   § 2 Abs. 1 Satz 
1  Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 
(GV.NW.S.712), §§ 22 – 24, 90  Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) i.d. Fassung der 
Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022),   sowie des § 5 des Gesetzes zur 
frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz NRW) vom 
30.10.2007 (G.V. NRW. S. 462),  jeweils in der bei Erlass dieser Satzung  geltenden 
Fassung hat der Rat der Stadt Oer-Erkenschwick am   22. April 2021  folgende Satzung   
beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1)  Die offenen Ganztagsschulen (OGS) im Primarbereich bieten zusätzlich zum 

planmäßigen Unterricht an den Unterrichtstagen, an unterrichtsfreien Tagen (außer an 
Samstagen, Sonntagen und Feiertagen) und bei Bedarf, mit Ausnahme von drei Wochen 
in den Sommerferien und in der Zeit zwischen Weihnachten und Neujahr, auch in den 
Ferien außerunterrichtliche Angebote an.  Der Besuch der offenen Ganztagsschulen im 
Primarbereich ist freiwillig.  

  
(2) Für die Inanspruchnahme von  Angeboten der OGS  im Primarbereich erhebt die Stadt 

Oer-Erkenschwick  einen monatlich zu entrichtenden öffentlich-rechtlichen Beitrag zu 
dem öffentlichen Finanzierungsanteil an den Jahresbetriebskosten (Gem. Nr. 8  des 
Runderlasses d. Ministeriums für Schule und Weiterbildung zu gebundenen und offenen 
Ganztagsschulen und Nr. 5.5  Runderlass des Ministeriums für Schule,  Jugend und 
Kinder über Zuwendungen für die Durchführung außerunterrichtlicher Angebote offener 
Ganztagsschulen im Primarbereich). 

 
(3)  Die Höhe der jeweils zu entrichtenden Elternbeiträge nach Absatz 2 ergibt sich aus 

Anlage 1,  die Bestandteil dieser Satzung ist. 
 

§ 2 
Beitragspflichtiger Personenkreis 

 
(1) Beitragspflichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich gleichgestellte Personen, mit denen 

das Kind zusammenlebt. 
 

Lebt das Kind nachweislich überwiegend nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt 
dieser an die Stelle der Eltern bzw. der den Eltern gleichgestellten Personen. 
 

(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 
32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die 
diese Leistungen erhalten, an die Stelle der Eltern.  

 
(3) Beitragsschuldner sind die Personen im Sinne von Absatz 1 und 2. 

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
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§ 3 
Entstehung der Beitragspflicht, Beitragszeitraum und An- und Abmeldefristen 

 
(1) Kinder im offenen Ganztag  werden in folgendem zeitlichen  Umfang betreut und 

gefördert: 
  
An den in § 1 Abs. 1  dieser Beitragssatzung festgelegten Tagen in der Zeit von 8.00 Uhr 
bis 16.15 Uhr. 

 
(2) Beiträge werden für jeden Monat erhoben, für den ein rechtsverbindlicher 

Betreuungsvertrag besteht. Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem 
der Betreuungsplatz dem Kind zur Verfügung steht. Dieser Beitrag ist auch dann zu 
zahlen, wenn das Kind nicht an allen Tagen des Monats die Einrichtung besucht. Bei 
vorübergehenden Unterbrechungen oder Einschränkungen der Betreuung, insbesondere 
durch Betriebsstörungen oder Naturereignisse, haben die Beitragspflichtigen keinen 
Anspruch auf Beitragsminderung. Im Falle einer pandemischen Lage können 
abweichend hiervon durch den Bürgermeister Einzelfallentscheidungen getroffen werden. 

 
Die Aufnahme in die OGS  ist durch die Eltern oder die ihnen rechtlich gleichgestellten 
Personen bei der Stadt Oer-Erkenschwick schriftlich zu beantragen. Der Vertrag wird 
zwischen den Eltern, der Stadt  Oer-Erkenschwick als Schulträger und dem Träger der 
außerunterrichtlichen Maßnahme für die Dauer eines Schuljahres geschlossen.  Bei einer 
Bewilligung des Betreuungsplatzes in der OGS einer Oer-Erkenschwicker Schule  
erhalten die Antragsteller einen schriftlichen Bescheid mit Festlegung des Beginns dieser 
Betreuung.   

 
Die Beitragspflicht wird durch Schließzeiten der OGS oder Ausfallzeiten des Kindes nicht 
berührt. Sie besteht unabhängig von der tatsächlichen Nutzung der Angebote im offenen 
Ganztag. 

   
(3) Beitragszeitraum für die Teilnahme an Angeboten der offenen Ganztagsschulen ist das 

Schuljahr (01.08.-31.07.) Wird ein Kind im laufenden Schuljahr aufgenommen, oder 
verlässt ein Kind im laufenden Schuljahr die offene Ganztagsschule im Primarbereich, ist 
der Elternbeitrag anteilig für volle Monate zu zahlen. Erfolgt keine Kündigung zum 
Schuljahresende, verlängert sich der Vertrag automatisch um ein weiteres Schuljahr.  

 
(4) Eine frist- und formgerechte Kündigung des jeweiligen Betreuungsvertrages gem. § 3 

Abs. 2  beendet die Beitragspflicht zum Ende des entsprechenden Schuljahres.  
 

Eine Befreiung von der Beitragspflicht zu einem früheren Zeitpunkt ist nur bei Vorliegen 
besonderer Gründe möglich (z. B. Umzug, Wiederbesetzung des Platzes durch ein 
anderes Kind etc.). Insbesondere ausgeschlossen ist die Kündigung zum Zwecke der 
Einsparung von Monatsbeiträgen, z. B. in den Ferienmonaten. 
 
Die Beitragspflicht endet mit Ablauf des Schuljahres, zu dessen Ende das Kind vom 
Primarbereich in die weiterführende Schule wechselt. 
 
Die Kündigung hat schriftlich mit einer Frist von drei Monaten zum Ablauf des 
Schuljahres zu erfolgen.  

 
§ 4 

Ermittlung der Beitragshöhe 
 
(1)  Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern gegenüber der Stadt Oer-

Erkenschwick schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe 
gemäß der Anlage 1  dieser Satzung ihren Elternbeiträgen zugrunde zu legen ist. Ohne 
Angabe zur Einkommenshöhe und ohne Vorlage der geforderten 
Einkommensnachweise ist der höchste Elternbeitrag zu zahlen. 
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(2)  Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitraumes verpflichtet, 
Änderungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die 
Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich mitzuteilen. Die Stadt 
Oer-Erkenschwick ist, ungeachtet dieser Verpflichtung, berechtigt, die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Pflichtigen regelmäßig zu überprüfen. 

 
(3)  Eine Ermittlung des Elterneinkommens entfällt, wenn und solange sich die 

Beitragspflichtigen durch schriftliche Erklärung gegenüber der Stadt Oer-Erkenschwick 
zur Zahlung des höchsten nach der jeweils gültigen Beitragstabelle ausgewiesenen 
Beitrages verpflichten. 

 
(4)  Der Höchstbeitrag wird   entsprechend der Regelung im Runderlass des Ministeriums für 

Schule und Weiterbildung des Landes NRW   (Abl. NRW 1/15 S. 68 – Stand Schuljahr 
2016/2017) begrenzt. Er beträgt demnach 170,00  €.    

  
§ 5 

Einkommen 
 
(1)  Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern 

im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und vergleichbaren 
Einkünften, die im Ausland erzielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen 
Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht 
zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, 
Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten 
öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, 
hinzuzurechnen.  

 Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften 
sowie das Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz sind nicht 
hinzuzurechnen. Analog § 10 Absatz 2 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bleibt das 
Elterngeld bis zu einer Höhe von 300,-- €, im Falle der § 10 Abs. 3 in Verbindung mit § 6 
Satz 2 BEEG bis zu einer Höhe von 150,-- €,   anrechnungsfrei. Bei Mehrlingsgeburten 
vervielfältigen sich die vorgenannten Beträge entsprechend   der Zahl der geborenen 
Kinder.  

 
Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der 
Ausübung eines Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens 
eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, so ist dem nach diesem Absatz 
ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines Mandats hinzuzurechnen. 
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz 
zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen 
abzuziehen.  

 
(2)  Maßgebend für die Bemessung der Beitragshöhe ist das Jahreseinkommen. Im Rahmen 

der erstmaligen Ermittlung des Jahreseinkommens oder im Rahmen einer zu 
aktualisierenden Berechnung aufgrund von Änderungen in den persönlichen oder 
wirtschaftlichen Verhältnissen, sind die prognostizierten Einkünfte für das gesamte 
laufende Jahr zu berücksichtigen, wenn davon auszugehen ist, dass die 
Einkommenssituation voraussichtlich auf Dauer besteht.  
 
Eine Neufestsetzung des Elternbeitrages erfolgt jeweils zu Beginn des Monats, der auf 
den Eintritt der tatsächlichen Veränderung folgt. Bei Überprüfung einer bereits erfolgten 
oder bei einer erstmaligen rückwirkenden Beitragsfestsetzung wird das tatsächliche 
Einkommen im Jahr der Beitragspflicht zu Grunde gelegt. Ergibt sich in diesem Fall eine 
andere Beitragshöhe, ist diese ab dem 01.01. des maßgeblichen Kalenderjahres 
festzusetzen. 
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§ 6 
Beitragsermäßigung und -befreiung  

 
(1) Beitragspflichtige, die zur Sicherung und/oder Ergänzung ihres Lebensunterhalts, 

Leistungen nach dem SGB II, Arbeitslosengeld II, Leistungen nach § 8 Nr. 1 und 2 
Sozialgesetzbuch XII, dem Asylbewerberleistungsgesetz oder Kinderzuschlag gem. § 6a 
Bundeskindergeldgesetz (BKGG) beziehen, werden für die nachgewiesene Dauer des 
Bezugs dieser Leistung - ohne Prüfung der tatsächlichen Höhe – der ersten 
Einkommensgruppe gemäß der Beitragsstaffel, welche der Anlage zu dieser Satzung zu 
entnehmen ist, zugeordnet. Das Gleiche gilt für Bezieher von Leistungen nach dem 
Wohngeldgesetz (Miet- und Lastenzuschuss).    

 
(2)  Besucht mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 2 dieser 
      Satzung  an die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung für Kinder  
      oder nutzen das Angebot des offenen Ganztages, so entfällt der Beitrag für das zweite 
      und jedes weitere Kind. 
  

Diese Ermäßigung wird nur gewährt, wenn tatsächlich Beiträge für ein weiteres Kind 
nach dieser Satzung oder der Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick über die Erhebung 
von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme der im Stadtgebiet Oer-Erkenschwick 
bestehenden Tageseinrichtungen für Kinder und für die Inanspruchnahme der 
Kindertagespflege gezahlt werden. 

 
(3) Die Beiträge können ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastungen 
den Eltern nicht zumutbar sind bzw. eine unzumutbare Härte vorliegt.  

 
§ 7 

Form der Festsetzung; Auskunfts- und Anzeigepflichten 
 
(1) Die Elternbeiträge werden von der Stadt Oer-Erkenschwick durch Festsetzungsbescheid 

erhoben.  
 
(2) Zu diesem Zweck erfolgt ein Datenaustausch zwischen  dem Träger der Einrichtung und  

der Stadt Oer-Erkenschwick über Änderungen oder ergänzenden Angaben von Namen, 
Anschriften, Geburtsdaten, Staatsangehörigkeit, Familiensprache, die Aufnahme- und 
Abmeldedaten der Kinder sowie die entsprechenden Angaben zu dessen Eltern oder 
Erziehungsberechtigten. 

 
§ 8 

Fälligkeit 
 

Elternbeiträge sind monatlich im Voraus bis zum 5. Tag eines jeden Monats zu zahlen. 
 

§ 9 
Besondere Regelung für die Teilnahme an Angeboten der offenen Ganztagsschulen 

 
(1) Die außerschulischen Angebote der offenen Ganztagsschulen im Primarbereich sind 

schulische Veranstaltungen. 
 

(2) An den Angeboten der offenen Ganztagsgrundschulen im Primarbereich können nur 
Schüler der Schulen teilnehmen, an denen dieses Angebot besteht. 
 

(3) Die Aufnahme der Kinder erfolgt ausschließlich im Rahmen der bestehenden 
Kapazitäten. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht.  
 

(4) Die Teilnahme an der Mittagsverpflegung ist verpflichtend. Neben den nach dieser 
Satzung zu entrichtenden Beiträgen für die Teilnahme an den Angeboten der OGS im 
Primarbereich wird ein zusätzlicher Betrag vom Träger der Maßnahme für die 
Mittagsverpflegung erhoben. 
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(5) Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der offenen Ganztagsschulen im 

Primarbereich ist freiwillig. Die Anmeldung eines Kindes zur Teilnahme bindet aber für 
die Dauer eines Schuljahres.  
 

(6) Unterjährige Anmeldungen sind in begründeten Ausnahmefällen jeweils zum 1. eines 
Monats möglich. Eine vorzeitige Abmeldung ist mit einer Frist von vier Wochen jeweils 
zum 1. eines Monats bei Vorliegen eines wichtigen Grundes möglich. Die Abmeldung hat 
schriftlich zu erfolgen.  
 

(7) Ein Kind kann durch die Stadt Oer-Erkenschwick von der Teilnahme an 
außerunterrichtlichen Angeboten der  offenen Ganztagsschulen im Primarbereich 
ausgeschlossen werden, insbesondere wenn, 
a) das Verhalten des Kindes ein weiteres Verbleiben nicht zulässt, 
b) das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt, 
c) die nach dieser Satzung zur Beitragszahlung Verpflichteten ihrer Zahlungspflicht 

bezüglich des Betreuungsbeitrages und des  Verpflegungsgeldes nicht bzw. nicht 
rechtzeitig nachkommen,  

d) die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, unrichtig waren bzw. sind.  
        

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.08.2021 in Kraft und ersetzt die bisherige Elternbeitragssatzung für 
die offenen Ganztagsschulen im Primarbereich vom  01. April 2015. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Elternbeitragssatzung der Stadt Oer-Erkenschwick wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen wird auf folgende Rechtsfolgen hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann gegen diese Satzung oder sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen nach Ablauf eines Jahres seitens ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekannt gemacht worden 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 
 
 

Oer-Erkenschwick, den 25.05.2021 
 
 
 
 
Wewers 
Bürgermeister 
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Anlage 1 der  Satzung der Stadt Oer-Erkenschwick über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für die Inanspruchnahme der im Stadtgebiet Oer-Erkenschwick bestehenden offenen 
Ganztagsschulen im Primarbereich  
 

Anlage 1 - Berechnung der Elternbeiträge  
     

Jahreseinkommen 
 

Beitrag 
vom           
01.08.17-
31.07.18 

Beitrag 
vom       
01.08.18-
31.07.19 

Beitrag 
vom                       
01.08.19-
31.07.20 

Beitrag vom                          
01.08.20-
31.07.21 

bis 17.500,00 € - - - - 
bis 20.000,00 € 24,00 € 24,00 € 24,00 € 24,00 € 
bis 25.000,00 € 29,00 € 30,00 € 30,00 € 31,00 € 
bis 30.000,00 € 37,00 € 37,00 € 38,00 € 39,00 € 
bis 35.000,00 € 50,00 € 50,00 € 51,00 € 53,00 € 
bis 40.000,00 € 65,00 € 66,00 € 67,00 € 69,00 € 
bis 45.000,00 € 74,00 € 75,00 € 77,00 € 79,00 € 
bis 50.000,00 € 84,00 € 85,00 € 87,00 €  89,00 € 
bis 60.000,00 € 102,00 € 104,00 € 105,00 € 109,00 € 
bis 70.000,00 € 130,00 € 132,00 € 134,00 € 138,00 € 
bis 80.000,00 € 150,00 € 150,00 € 150,00 € 150,00 € 
ab 80.000,00  € 170,00 € 170,00 € 170,00 € 170,00 € 
     
     

 
Jahreseinkommen  

Beitrag 
vom        
01.08.21- 
31.07.22 

  
   

 bis 17.500,00 €          -   €     
 bis 20.000,00 €    25,00 €      
 bis 25.000,00 €    31,00 €    
 bis 30.000,00 €    39,00 €    
 bis 35.000,00 €    53,00 €    
 bis 40.000,00 €    69,00 €    
 bis 45.000,00 €    79,00 €    
 bis 50.000,00 €    89,00 €    
 bis 60.000,00 €  109,00 €    
 bis 70.000,00 €  138,00 €    
 bis 80.000,00 €  150,00 €    
  ab 80.000,00 € 170,00 €    

 
 


